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Politische Institutionen und die Entwicklung generalisierten Vertrauens.
Ein internationaler Vergleich
Markus Freitag / Marc Bühlmann
Vertrauen gilt als Instrument, mit dem eine dauerhafte und wechselseitig ertragreiche Koopera-
tionsbeziehung in Gang gesetzt werden kann. In unserer Untersuchung fragen wir nach den Ursa-
chen generalisierten Vertrauens. Neben individuellen Merkmalen und Motiven stehen dabei vor
allem die politisch-institutionellen Rahmenbedingungen im Mittelpunkt des analytischen Inte-
resses. Politische Institutionen – so die zentrale Annahme –, die Fairness, Universalität und
Machtteilung garantieren, tragen zum Aufbau zwischenmenschlichen Vertrauens bei. Auf der
Basis des World Values Surveys werden mit Hilfe von Mehrebenenmodellen gleichzeitig die Un-
terschiede zwischen den befragten Individuen in den einzelnen Ländern und die Vertrauensdiffe-
renzen zwischen den politisch-institutionell ungleich konfigurierten Ländern analysiert. Neben
individuellen Ressourcen und Einstellungen, Aspekten sozialer Integration oder soziodemogra-
phischen Merkmalen werden auf kontextueller Ebene beispielsweise der Einfluss rechtsstaatlicher
Einrichtungen, sozialstaatlicher Regulierungen, politischer Machtteilung oder demokratisch-
pluralistischer Verfahrensregeln überprüft. Die Studie kommt zum Ergebnis, dass universalisti-
sche, unparteiische und machtteilende Institutionen die zwischenmenschliche Vertrauensent-
wicklung wahrscheinlicher machen.
1. Einleitung
Sowohl die Arbeiten von Bourdieu (1983) und Coleman (1988) als auch die Analysen
von Putnam (1993, 2000) haben in den Sozialwissenschaften seit Beginn der 1990er
Jahre eine äußerst lebhafte Diskussion über das Konzept und die Auswirkungen des
Sozialkapitals stimuliert.1 Neben Human- und Sachkapital als eine weitere Vermögens-
form hervorgehoben, wird soziales Kapital heute als Schlüsselgröße für politische, so-
ziale und wirtschaftliche Entwicklungen einer Gesellschaft angepriesen: „social capital
makes us smarter, healthier, safer, richer, and better able to govern a just and stable de-
mocracy“ (Putnam 2000: 290).2
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1 Wir möchten uns sehr herzlich bei den anonymen Gutachtern und der Redaktion der Politi-
schen Vierteljahresschrift für die wertvollen Hinweise und die anregende Kritik bedanken. Ein
weiterer Dank geht an Heiko Giebler für die technische Unterstützung.
2 Im Unterschied zum Sachkapital, das durch die produktive Ausrüstung verkörpert wird, und
dem Humankapital, welches sich in den produktiven Fähigkeiten des Menschen zeigt, er-
wächst das soziale Kapital aus der produktiven Nutzung zwischenmenschlicher Beziehungen.
Wie die anderen Kapitalarten erhöht Sozialkapital die individuelle Produktivität und ermög-
licht die Verwirklichung individueller und kollektiver Zielvorhaben. Neben Gemeinsamkeiten
Beim sozialen Kapital geht es um zwischenmenschliche Bindungen einer Art, wel-
che die miteinander Verbundenen einsetzen können, um Probleme zu lösen oder per-
sönliche wie kollektive Nutzengewinne zu erzielen. Die vielschichtigen Facetten sozia-
len Kapitals finden ihre Entsprechung in zahlreichen Vorschlägen zur Messung dieser
Vermögensform. Neben dem Vertrauensaspekt und pro-sozialen Orientierungen gilt
noch die Einbindung in soziale Netzwerke als Manifestation des Sozialkapitals, da dort
die Zugriffsmöglichkeiten zu bestimmten Ressourcen geschaffen werden (Offe/Fuchs
2001: 419). Dabei wird angenommen, dass die individuelle und kollektive Ausstattung
an sozialem Kapital sowohl mit zunehmendem zwischenmenschlichen Vertrauen und
sozialer Integration als auch mit tief verankerten pro-sozialen Orientierungen des Ein-
zelnen oder der Gemeinschaft wachsen.
Wir betrachten im Folgenden den Aspekt des zwischenmenschlichen Vertrauens als
Kernkomponente des Sozialkapitalkonzeptes, da soziales Vertrauen als eine unerlässliche
Vorbedingung gemeinschaftsorientierten und kooperativen Verhaltens zu werten ist
(Coleman 1990: 304; Ostrom 1998).3 Vertrauen überwindet das für soziale Beziehun-
gen charakteristische Problem der Unsicherheit über die sequenzielle Abfolge vereinbar-
ter Austauschhandlungen. Mit anderen Worten: Vertrauen lässt sich als Mechanismus
begreifen, mit dem eine dauerhafte und wechselseitig ertragreiche Kooperationsbezie-
hung in Gang gesetzt werden kann (Preisendörfer 1995: 264; Uslaner 2002). Einen be-
sonderen Reiz entwickelt der Vertrauensbegriff insbesondere, da er sowohl in sozialwis-
senschaftlichen Debatten als auch in Alltagsdiskursen bemüht wird (vgl. Offe 2001).
Aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht wird der Stellenwert des Vertrauens in der Sen-
kung marktwirtschaftlicher und unternehmerischer Transaktionskosten gesehen, aus po-
litikwissenschaftlicher Perspektive steht die Wirkung des Vertrauens auf die Funktions-
und Leistungsfähigkeit von Demokratien im Vordergrund, und aus soziologischer Per-
spektive werden vor allem die sozialintegrativen Leistungen des Vertrauens in zuneh-
mend individualisierten Gesellschaften herausgestellt (Gabriel et al. 2002; Jungbauer-
Gans 2002; Kunz 2000; OECD 2001; Stolle 2002; Uslaner 2002). Im Alltagsleben be-
gegnet uns der Aspekt des Vertrauens immer dann, wenn die Risikogesellschaft ihren
Tribut fordert. Eltern, Freunde oder Medien ermahnen uns, im täglichen Leben Vor-
sicht walten zu lassen und gegebenenfalls fremden Menschen, Politikern oder unseren
Anlageberatern nicht blindlings zu vertrauen. Auf der anderen Seite gilt es zu erken-
nen, dass ein gewisses Maß an Vertrauen Kooperationen verschiedenster Art im sozia-
len, ökonomischen und politischen Leben vereinfachen kann. Wachsende Mobilität,
neue Kommunikationstechnologien und eine Erhöhung der Arbeitsteilung fordern von
uns zudem Kooperationen mit uns persönlich unbekannten Menschen ein, die eines
Vertrauensvorschusses bedürfen.
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lassen sich aber auch Unterschiede zwischen der sozialen Vermögensform und den beiden übri-
gen Kapitalarten aufzeigen (vgl. Arrow 1999; Offe 1999). Im Vergleich zum Humankapital als
einer individuell zu erwerbenden und unteilbaren Ressource ergibt sich das soziale Vermögen
aus den Beziehungsstrukturen zwischen mehreren Menschen. Im Unterschied zum Sachkapital
steigen Produktivität und Ertrag durch die intensive Nutzung des sozialen Kapitals. Schließlich
ist die soziale Vermögensform weniger konkret und messbar als die anderen beiden Arten.
3 Es gilt zwischen politischem und sozialem Vertrauen zu unterscheiden. Während soziales oder
zwischenmenschliches Vertrauen die Einstellungen gegenüber den Mitmenschen umfasst, be-
schreibt politisches Vertrauen das Vertrauen in die politischen Institutionen und Akteure.
Während eine ganze Reihe von sozialwissenschaftlichen Beiträgen die Rolle und
Funktionen des zwischenmenschlichen Vertrauens im Hinblick auf die gesellschaftspo-
litische und wirtschaftliche Entwicklung diskutiert, bleibt die Frage nach den Bedin-
gungen der Vertrauensbildung vergleichsweise unbeantwortet. Wie lässt sich zwischen-
menschliches Vertrauen aufbauen? Welche individuellen und überindividuellen Merk-
male, Einstellungen und Bedingungen fördern die Entwicklung von Vertrauen? Wie
können wir denen vertrauen, die uns nicht bekannt sind? Dies sind die leitenden Fra-
gestellungen des vorliegenden Beitrages. Uns interessiert insbesondere die Entwicklung
des generalisierten Vertrauens (oder Fremdvertrauens). Im Vergleich zum Nahbereichs-
vertrauen entfallen bei dieser Vertrauensart die Bedingungen der Vertrautheit, will sa-
gen: der Vorkenntnis, der Beobachtbarkeit und der erwarteten Fortsetzung des Kontak-
tes. In modernen Gesellschaften sind die meisten Interaktionsbeziehungen freilich von
einer Art, bei der Vorkenntnis und Nachhaltigkeit nicht vorausgesetzt werden können.
Die bisherigen Arbeiten zur Thematik des Vertrauens und der damit zusammen-
hängenden Debatte über das Sozialkapital werden durch die vorliegende Studie in
zweierlei Hinsicht ergänzt bzw. erweitert: Während ein Großteil der bisherigen Unter-
suchungen nahe legt, dass das Vertrauen in erster Linie durch gesellschaftliche Faktoren
wie durch die Lebenskraft bürgergesellschaftlicher Vereinigungen geschaffen wird (vgl.
u.a. Putnam 2000), argumentieren wir, dass die Ursprünge des Vertrauens in sehr viel
höherem Maße in den politischen Institutionen zu suchen sind. Im Mittelpunkt des
analytischen Interesses steht somit die Wirkung politischer Institutionen auf die Ver-
trauensbildung. Die der Studie zugrunde liegende Hypothese lautet, dass politisch-
institutionelle Konfigurationen zur zwischenmenschlichen Vertrauensentwicklung bei-
tragen, wenn sie von den Individuen als universalistisch, machtteilend-konsensual, un-
bestechlich, unparteiisch und als nicht-kooperatives Verhalten sanktionierend wahrge-
nommen werden. Wenn die Menschen zur Überzeugung gelangen, dass die politischen
Institutionen diese Merkmale vereinigen, und wenn sie ferner glauben, dass auch die
Mitmenschen in gleicher Weise über diese Institutionen denken, dann werden sie auch
den anderen Individuen vertrauen.
Neben dieser inhaltlichen Ergänzung legt die vorliegende Analyse auch eine metho-
dische Erweiterung der bisherigen Forschung vor: Im Gegensatz zur Mehrheit bisheri-
ger Untersuchungen, die Aspekte des Vertrauens jeweils getrennt auf individueller oder
aggregierter Ebene zu erklären versuchen (Delhey/Newton 2004; Freitag 2003a, 2003b;
Gabriel et al. 2002; Newton/Norris 2000; Rothstein/Stolle 2002; Uslaner 2002), ver-
wenden wir die Mehrebenenanalyse zur Ausleuchtung individueller und kontextueller
Bedingungsfaktoren der Vertrauensbildung. Diese Forschungsmethode gilt in der empi-
rischen Sozialforschung als probates Mittel zur Überwindung des Mikro-Makro-Dua-
lismus, da individuelle Verhaltens- und Einstellungsmuster sowohl durch persönliche
Merkmale und Eigenschaften als auch durch den sozialen Handlungskontext struktu-
riert werden (Bühlmann/Freitag 2004; Hank 2003). Kontext stellt dabei den Bezugs-
rahmen für Handlungen und Einstellungen von Individuen in spezifischen Situationen
her (Münch/Smelser 1987: 381ff.) und kann im Anschluss an Hank (2003: 81) als
Opportunitätsstruktur (z.B. politische, sozioökonomische, soziodemographische oder
geographische Infrastruktur), als kultureller Referenzrahmen (z.B. Werte, Gebräuche
und Sitten, Weltanschauungen) oder als sozialer Bezugsrahmen (z.B. Normen) gedeutet
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werden. Mit anderen Worten: Kontextuelle Bedingungen strukturieren individuelle
Einstellungen und beeinflussen persönliche Verhaltensweisen (vgl. Schofer/Fourcade-
Gourinchas 2001: 810).4 Die Datenbasis der Untersuchung bilden einerseits die Erhe-
bungen der dritten Welle des Word Values Survey (1995–1997) für 35 Nationalstaa-
ten und andererseits amtliche Statistiken zu den Aggregatsgrößen. Die Auswahl der
Länder bemisst sich weniger an inhaltlichen Kriterien, sondern ist allein der Verfügbar-
keit individueller und makrostruktureller Datenbestände geschuldet.
Die Untersuchung zu den Ursachen der Vertrauensbildung erfolgt in vier Schritten.
Im nächsten Kapitel wird das zu erklärende Phänomen vorgestellt. Daran anschließend
werden die theoretischen Wirkungen institutioneller Bedingungen auf die Vertrauens-
bildung erörtert. Im folgenden Kapitel steht das methodische Vorgehen im Mittel-
punkt, bevor die einzelnen Einflussgrößen einer systematischen Überprüfung in unter-
schiedlichen Mehrebenenmodellen unterzogen werden. Zum Schluss werden die wich-
tigsten Befunde zusammengefasst.
2. Vertrauen – das zu erklärende Phänomen
Der Begriff des Vertrauens durchlief in den letzten Jahrzehnten eine bemerkenswerte
sozialwissenschaftliche Karriere.5 Obwohl Luhmann (1989: 1) Ende der 1960er Jahre
noch ein „spärliches Schrifttum, das sich thematisch mit Vertrauen befasst“ diagnosti-
zierte, wurde von verschiedenster Seite immer wieder auf die Relevanz dieses sozialen
Phänomens hingewiesen (vgl. Hartmann/Offe 2001). Simmel (1992: 393–394) bei-
spielsweise begreift Vertrauen „als eine der wichtigsten synthetischen Kräfte innerhalb
der Gesellschaft“. Arrow (1972: 345) wiederum weist darauf hin, dass „virtually every
commercial transaction has within itself an element of trust, certainly any transaction
conducted over a period of time. It can be plausibly argued that much of the econo-
mic backwardness in the world can be explained by the lack of mutual confidence.“
Gambetta (1988: ii) schließlich erkennt die Relevanz des Vertrauens in nahezu allen
Lebensbereichen: „the importance of trust pervades the most diverse situations where
co-operation is at one and the same time a vital and a fragile commodity: from mar-
riage to economic development, from buying a second-hand car to international affairs,
from the minutiae of social life to the continuation of life on earth.“ Das neuerdings
geweckte Interesse am sozialen Vertrauen gründet zum einen auf der Erkenntnis von
Rational-Choice-Ansätzen, wonach die Beständigkeit sozialer Interaktionsmuster und
institutioneller Strukturen neben rational-nutzenorientierten Motiven auch Vertrauens-
haltungen geschuldet ist (Coleman 1990; Ostrom 1990). Zum anderen lässt sich das
wachsende Interesse am Vertrauen auf den Einzug des Sozialkapitalkonzeptes in die So-
zialwissenschaften in den 1990er Jahren zurückführen. Innerhalb dieser Forschungs-
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4 Zu einer detaillierten theoretischen Fundierung des Mehrebenenmodells siehe Hank (2003).
5 Die sozialwissenschaftliche Beschäftigung mit dem Thema Vertrauen hat seit einigen Jahren an
Fahrt gewonnen, wenngleich bereits historisch-philosophische Vorläufer wie etwa Hobbes und
Locke in der einen oder anderen Weise das soziale Phänomen behandelt haben (Frevert 2000;
Hartmann 2002). Für einen ersten einführenden Überblick in die Thematik des Vertrauens sei
auf die Beiträge von Endress (2002) oder auch Hartmann/Offe (2001) verwiesen.
richtung erhält der Aspekt des Vertrauens als Kooperationen generierendes Element ei-
nen zentralen Stellenwert (Newton 1999; Putnam 1995a, 1995b; Uslaner 2002).
Vertrauen kann allgemein als Überzeugung vom zuverlässigen Handeln eines ande-
ren oder einer Gruppe anderer beschrieben werden (Offe 2001: 249). Mit Blick auf
den Vertrauensradius unterscheidet die sozialwissenschaftliche Forschung freilich zwi-
schen zwei Arten des Vertrauens, nämlich zwischen Nahbereichsvertrauen einerseits
und verallgemeinertem (oder generalisiertem) Vertrauen andererseits. Das Nahbereichs-
vertrauen basiert auf der persönlichen Kenntnis der zu vertrauenden Personen und er-
streckt sich so auf eine zu überblickende soziale Einheit (Familie, Freunde, Nachbarn,
Arbeitskollegen). Mit anderen Worten: Diese Vertrauensbeziehungen beruhen auf ge-
teilten Lebens- und Erfahrungswelten und auf zukünftig zu erwartenden sozialen Aus-
tauschprozessen zwischen den Vertrauenden. Grundlage des Vertrauens ist all das, was
wir über andere wahrnehmbar in Erfahrung bringen. Vertrauen wird damit zum eng
gestreuten kognitiven Phänomen. „Fremde“ werden – wenn überhaupt – nur dann in
diesen Vertrauenskreis aufgenommen, sofern sie bestimmten vorab definierten Filter-
kriterien wie etwa Alter, Geschlecht, Religions- und Vereinszugehörigkeit oder Ethnizi-
tät genügen. Eine Spielart des Nahbereichvertrauens ist das strategische oder rationale
Vertrauen. Es basiert auf der Einschätzung der zu erwartenden Reziprozitätswahr-
scheinlichkeit der einander Vertrauenden (vgl. Hardin 2002). Mit anderen Worten: Es
lohnt sich nur dann einer Person zu vertrauen, wenn Wissen, Überzeugungen oder Er-
fahrungen es wahrscheinlich werden lassen, dass es im Interesse des Gegenübers liegt,
ebenfalls zu vertrauen. Damit birgt Vertrauen immer auch ein gewisses Risiko in sich
und gilt als riskante Vorleistung eines Austauschprozesses (Luhmann 1989: 23). Dieses
Risiko folgt aus der Tatsache, dass der Vertrauende niemals vollständig sicherstellen
kann, dass die Person (oder Gruppe), der Vertrauen geschenkt wird, auch in der ge-
wünschten Weise agiert. Wenn wir jemandem strategisch vertrauen, schätzen wir die
Wahrscheinlichkeit, mit der die entsprechende Person ihre für uns vorteilhaften Hand-
lungen ausführt, als so hoch ein, dass wir uns auf eine Kooperation mit ihr einlassen
(Gambetta 2001: 211). Jemandem zu vertrauen lebt indes auch von der Überzeugung,
dass diese Person sich uns gegenüber nicht schädigend verhält, wenn sich ihr die Gele-
genheit bieten sollte.
Das im vorliegenden Beitrag im Vordergrund stehende generalisierte Vertrauen hin-
gegen erstreckt sich auf einen Bereich, der jenseits enger partikularistischer Lebenswel-
ten liegt. Es unterscheidet sich vom Nahbereichvertrauen durch seine Ausdehnung auf
unbekannte (fremde) Adressatenkreise und seine situationsunabhängige Geltung (Stolle
2002). Im Gegensatz zum strategischen Vertrauen bedarf es bei gegebenen Handlungs-
situationen keinerlei Überlegungen oder Wahrscheinlichkeitsberechnungen, ob dem
Gegenüber vertraut werden kann oder nicht. Vielmehr wird altruistisches Verhalten
zum handlungsleitenden Maßstab, und vorab einseitig erbrachte und am Gemeinwohl
orientierte Leistungen werden zu einem unbestimmten Zeitpunkt von einer unbe-
stimmten Person an einem unbestimmten Ort in ähnlicher Weise belohnt (Newton
1997: 576, 1999: 4; Whiteley 2000: 448). Dieses Umfeld allgemeiner Reziprozität stif-
tet in gewisser Weise eine „ontologische Sicherheit“ für die Individuen (Sztompka
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1995: 257), in welcher das Problem des Vertrauens als riskante Vorleistung minimiert
und Kooperation auch mit Unbekannten möglich wird.6
Verallgemeinertes Vertrauen gilt als „Herzstück des Sozialkapitals“ und als Schlüs-
selressource hinsichtlich der Entwicklung moderner Gesellschaften (Rothstein/Stolle
2002: 2). Im Gegensatz zu sozialem Kapital, das auf Nahbereichvertrauen aufbaut, ver-
spricht verallgemeinertes Vertrauen eine inklusive und offene Gesellschaft, macht Inves-
titionen in die Zukunft wahrscheinlicher, fördert die ökonomische Entwicklung und
führt zu glücklicheren und zufriedeneren Individuen innerhalb einer Gemeinschaft
(vgl. Fukuyama 1995; Gabriel et al. 2002; Knack/Keefer 1997; Uslaner 2002; White-
ley 2000). Zur Messung des verallgemeinerten Vertrauens werden vorwiegend Umfra-
gen herangezogen, welche die folgende Frage verwenden (vgl. Uslaner 2002: 54):
„Würden Sie ganz allgemein sagen, dass man den meisten Menschen vertrauen kann,
oder kann man im Umgang mit den Menschen nicht vorsichtig genug sein?“ Tabelle 1
gibt erste Hinweise über den Grad an generalisiertem Vertrauen und präsentiert auf
der Basis des World Values Surveys der Jahre 1995 bis 1997 die entsprechenden
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6 Rothstein (2000) weist ferner darauf hin, dass Individuen, die ihren Mitmenschen vertrauen,
selbst dazu neigen, andere weniger zu betrügen, zu belügen oder zu bestehlen.











































































Quelle: 35 Länder aus dem World Values Survey (WVS) 1995/97 ohne Großbritannien, Südafrika,
Südkorea, Polen, Pakistan, China, Türkei, Ghana, Aserbeidschan, Weißrussland, Nigeria und Ko-
lumbien (fehlende Angaben bei zentralen Variablen); Serbien und Montenegro wurden zu Jugosla-
wien zusammengefasst. Berechnungen mit WVS-Gewichtung (Inglehart et al. 2000).
Angaben: Prozentwerte; generalisiertes Vertrauen gemessen anhand der Frage: „Würden Sie ganz
allgemein sagen, dass man den meisten Menschen vertrauen kann (1), oder kann man im Umgang
mit den Menschen nicht vorsichtig genug sein (0)?“
Kennzahlen im Vergleich von 35 Nationalstaaten. Die ermittelten Daten machen deut-
lich, dass die Mehrheit der Skandinavierinnen und Skandinavier den Menschen ein
vergleichsweise großes Vertrauen entgegenbringt, während sich insbesondere die Be-
wohner südosteuropäischer Staaten (Mazedonien, Slowenien), die Bevölkerung der süd-
amerikanischen Staaten (Brasilien, Peru, Venezuela, Argentinien) und die Bewohner
der Philippinen weitaus vorsichtiger im Umgang mit den Mitmenschen zeigen. Weiter-
hin wird deutlich, dass sich die einzelnen Vertrauensgrade nicht eins zu eins den ein-
zelnen Kulturkreisen zuordnen lassen. So durchbrechen die Staaten Japan und Indien
die westeuropäische Phalanx, während Bangladesh und die Philippinen im hinteren
Drittel rangieren. Die osteuropäischen und lateinamerikanischen Gesellschaften vertei-
len sich gleichmäßig unter den aufgelisteten Ländern und besetzen Plätze im oberen
wie unteren Mittelfeld. Welche Erklärung, wenn nicht die gemeinsamen histo-
risch-kulturellen Erfahrungen in Form tradierter Überzeugungen und Einstellungen,
vermögen diese Unterschiede im Ländervergleich zu erklären? Die Beantwortung dieser
Frage ist Thema der nächsten Kapitel.
3. Theorien und Hypothesen zur Vertrauensbildung durch Institutionen
Die kurze Einführung in die Thematik lenkt den Blick hinsichtlich der Vertrauensar-
ten vor allem auf eine zentrale Problemstellung: Wenn zwischenmenschliches Vertrauen
aus der Erfahrung mit konkreten Personen oder Gruppen entsteht, wie können wir
dann denen vertrauen, die uns nicht vertraut, also fremd sind? Mit anderen Worten:
Die Grundproblematik des Vertrauensphänomens bleibt die Analyse zur „Ausweitung
der Reichweite von [...] Vertrauen über den engen Minimalbereich primordialer Ein-
heiten hinaus“ (Eisenstadt 1995: 312f.). Diese Frage scheint insbesondere vor dem
Hintergrund hoher Mobilität und einem gewissen Bedarf an Kooperationen mit Perso-
nen, mit denen wir keine persönlichen Erfahrungen und Lebenswelten teilen, von Be-
deutung. Es bleibt zunächst festzuhalten, dass Fremde keinen Grund haben, Vertrauen
zu gewähren oder zu empfangen (Offe 2001: 261).
Die hier im Zentrum stehende Sichtweise stellt institutionelle Regelungen und
Konfliktverarbeitungsmechanismen als Förderer des verallgemeinerten Vertrauens in
den Mittelpunkt und stützt sich zum einen auf eine Grundeinsicht der Rational-
Choice-Theorie, wonach verbindliche Regelungen Kooperationen ermöglichen und
Vertrauen zwischen den Interaktionspartnern begünstigen (Levi 1998; Offe 2001;
Ostrom 1990; Rothstein 2000; Rothstein/Stolle 2002, 2003; Schaal 2004). Zum ande-
ren steht dieser Ansatz in der Tradition des Neoinstitutionalismus der Politikwissen-
schaft (vgl. Hall/Taylor 1996; Immergut 1998). Im Unterschied zum alten, vornehm-
lich an Gesetzen und Verfassungen interessierten historisch-deskriptiven Institutionalis-
mus verfolgt die neue Institutionenlehre eine systematisch empirische Herangehenswei-
se in der Erforschung der Leistungs- und Steuerungsfähigkeit politischer Institutionen.
Institutionen werden dabei als Spielregeln aufgefasst, die bestimmte Handlungsalterna-
tiven ermöglichen und andere verhindern, den Informationsaustausch erleichtern oder
erschweren oder mit bestimmten Sanktionen drohen. Institutionen wirken in diesem
Sinne als überindividuelle Kontexte, die individuelle Einstellungen und Handlungen
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ermöglichen, restringieren und stimulieren (Johnson et al. 2002: 220; Mayntz/Scharpf
1995: 43). Die zentrale Annahme dieser Sichtweise ist, dass Vertrauensbeziehungen
nicht unbedingt durch lange Bekanntschaften und Austauschprozesse konkreter Perso-
nen oder Gruppen ausgelöst werden. Hinsichtlich der Vertrauensbildung lässt diese
Anschauung vermuten, dass verallgemeinertes Vertrauen sich genau dann entwickeln
kann, wenn Institutionen Anreize bieten, gemeinschaftlich zu handeln und in mir das
Vertrauen wecken, dass sich bei allen anderen (mir unbekannten Personen) die glei-
chen Einstellungen und Verhaltensdispositionen ausbilden. Unter der Einwirkung sol-
cher Institutionen vertraue ich den Mitmenschen, nicht weil ich sie aus persönlichen
Erfahrungen kenne, sondern weil ich über Kenntnisse des institutionellen Arrange-
ments ihrer Aktionen verfüge. Institutionen mit einer derartig vertrauensgenerierenden
Funktion erklären mir Fremde zu Quasi-Bekannten, denen ich vertrauen kann. Welche
substanziellen Qualitäten sollten Institutionen nun aber aufweisen, um als Katalysato-
ren der Vertrauensbildung unter Unbekannten dienen zu können?
(1) Institutionen müssen zunächst Konzepte wie Fairness, Gerechtigkeit, Unbestech-
lichkeit, Unparteilichkeit und auch Wahrheit als zentrale Bezugswerte gemeinschaftli-
chen Zusammenlebens normieren (Delhey/Newton 2004; Levi 1998; Offe 2001: 280–
282). Diese Institutionen generalisieren Vertrauen, wenn sie sichtbar und transparent
ihre Mitglieder zu diesen Normen verpflichten und Verletzungen dieser Bezugswerte
sanktionieren können. Unter dem Eindruck Fairness vermittelnder Institutionen und
mit der Erfahrung, dass unfaires nicht-kooperatives Verhalten durch die Institutionen
sanktioniert wird, entwickle ich Vertrauen zu meinen Mitmenschen. Auf diese Weise
garantieren Institutionen ein glaubwürdiges Umfeld, in dem die persönliche Sicherheit
gewährleistet und zwischenmenschliches Vertrauen nicht missbraucht wird. Solange In-
stitutionen als unbestechlich, unparteiisch, gerecht und nicht-kooperatives Verhalten
sanktionierend angesehen werden, verstetigen sie den Eindruck ehrlicher und betrugs-
abstinenter Menschen und helfen, das Vertrauen in Fremde zu fördern: „[...] trust is
underwritten by a strong government to enforce contracts and to punish theft. With-
out such a government, cooperation would be nearly impossible and trust would be ir-
rational“ (Hardin 1992: 161). Weisen bestimmte Anhaltspunkte darauf hin, dass es In-
stitutionen wie etwa das Justizwesen oder die Polizei nicht vermögen, Vertragssicherhei-
ten zu garantieren und Diskriminierungen wie Privilegierungen auszuschließen, ent-
wickelt sich ein gewisses Misstrauen zwischen den Akteuren. Diese erste Qualität von
Institutionen führt zu folgender Arbeitshypothese:
Hypothese 1: Je stärker Institutionen von den Menschen als unbestechlich, unparteiisch,
gerecht und nicht-kooperatives Verhalten sanktionierend angesehen werden,
desto wahrscheinlicher tragen sie zur zwischenmenschlichen Vertrauensent-
wicklung bei: Je höher das Vertrauen eines Individuums in die Polizei und
in die Rechtsprechung ist, je unabhängiger die Judikative eines Landes ist,
und je geringer die Korruption in einem Land ist, desto wahrscheinlicher
entwickelt ein Individuum generalisiertes Vertrauen.
(2) Institutionen müssen weiterhin universalistisch ausgerichtet sein und Kompensatio-
nen zur Erhaltung der Lebenschancen bieten, um die Vertrauensbildung zu entwickeln
(vgl. Boix/Posner 1998; Kumlin/Rothstein 2003; Rothstein/Stolle 2003; Rothstein
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2000). Im Gegensatz zu dem nach Klassen segregierten Sozialversicherungssystem und
dem einkommensabhängigen Armenhilfesystem verspricht der universalistische Charak-
ter eines Wohlfahrtsstaates in Form der Volksversicherung mindestens zwei Auswir-
kungen auf die Bildung verallgemeinerten Vertrauens: Zum einen ist anzunehmen,
dass diejenigen Bürger, die staatliche Unterstützung erhalten, als gleichberechtigte und
gleich verpflichtete Bürger und nicht als „die anderen“ stigmatisiert werden. Zum an-
deren kann angeführt werden, dass universalistische Programme im Vergleich zu den
einkommensabhängigen Typen weniger Misstrauen in Bezug auf die betrügerische Aus-
nutzung des Systems hervorrufen (Rothstein 2001: 176). In diesem Sinne beschränkt
der universalistische Charakter eines Wohlfahrtsstaates durch die Einebnung sozialer
Ungleichheiten und die Bereitstellung grundlegender Ressourcen das Misstrauen, von
den jeweils anderen hintergangen oder um die Lebenschancen gebracht zu werden:
„Co-operation among unequals is problematic because there will always be incentives
for the poor, who will naturally be dissatisfied with the existing distribution of assets,
to defect from co-operative arrangements“ (Boix/Posner 1998: 688). Empirische Analy-
sen stellen zudem fest, dass verallgemeinertes Vertrauen mithin auf den Grad der Un-
gleichheit in einer Gesellschaft zurückzuführen ist (Uslaner 2002). Gesellschaftliche
Ungleichheit wiederum wird mit der Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates in Verbin-
dung gebracht. Die skandinavischen Staaten als Prototypen universalistischer Wohl-
fahrtsstaaten zeigen beispielsweise sowohl die höchsten Anteile an sozialem Vertrauen
in der Bevölkerung als auch eine vergleichsweise hohe Einkommensgleichheit7 und we-
niger Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern (Rothstein/Stolle 2003: 19). Diese
zweite Qualität von Institutionen führt zu folgender Arbeitshypothese:
Hypothese 2: Je universalistischer Institutionen ausgerichtet sind, desto wahrscheinlicher
tragen sie zur zwischenmenschlichen Vertrauensentwicklung bei: Je höher der
Grad an Gleichheit gemessen an der Einkommensverteilung in einem Land
ist, desto wahrscheinlicher entwickelt ein Individuum generalisiertes Vertrau-
en.
(3) Schließlich tragen Institutionen, die sowohl machtteilend-konsensual als auch Min-
derheiten schützende Konfliktregelungsmechanismen ermöglichen, zur Bildung verall-
gemeinerten Vertrauens bei (Levi 1998: 85ff.). Sobald eine Person A erkennt, dass Per-
son B durch politische Entscheidungen immer besser gestellt wird, und die Entschei-
dungsfindung parteiisch abläuft, wird Person A sowohl das Vertrauen in die verant-
wortlichen politischen Institutionen als auch in die systematisch bevorzugte Person B
verlieren. Mit anderen Worten: Wenn die politisch-institutionelle Konfiguration den
Eindruck der Parteilichkeit wie der systematischen Ausgliederung von Interessen entste-
hen lässt und einer „the winner takes it all“-Mentalität Vorschub leistet, generiert sie
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7 Es muss hier natürlich darauf hingewiesen werden, dass der Grad der Einkommensgleichheit
(gemessen anhand des Gini-Index) selbst keine institutionelle Variable ist. Angesichts der
Nicht-Verfügbarkeit anderer Messgrößen der Wohlfahrtsstaatlichkeit für unser zugrunde geleg-
tes Ländersample und der einschlägigen Forschung folgend kann diese Form der Ungleichheit
jedoch durchaus als Folge bestimmter institutioneller Strukturen, sprich Ausprägungen des So-
zialstaates, betrachtet und als Indikator der Wohlfahrtsstaatlichkeit herangezogen werden (vgl.
Castles/Mitchell 1993; Esping-Andersen 1990).
Misstrauen unter den benachteiligten Akteuren. Machtteilende und deliberativ-konsen-
suale institutionelle Regelungen sollten hingegen die Vertrauenswürdigkeit aller am
Austauschprozess Beteiligten fördern.8 Angesichts ihrer Gemeinschaftsverträglichkeit
und der umfassenden Einbindung gesellschaftlicher Interessen unter der Maxime des
gütlichen Einvernehmens wird gerade konsensualen Organisationsstrukturen unter-
stellt, dass sie die Vertrauensbildung zwischen den beteiligten Akteuren fördern. In
wettbewerblichen Organisationsstrukturen werden hingegen sowohl der kompetitive
und konfliktträchtige Charakter der Sozialbeziehungen als auch der geringe Grad an
Inklusionsbeziehungen betont, die als Hemmnisse der Vertrauensbildung entgegenste-
hen. Dies umso mehr, wenn die vorgegebene politische wie soziale Organisationsstruk-
tur den Minoritäten die Chance der Teilhabe verwehrt und einer systematischen Aus-
beutung der Minderheiten durch die Mehrheiten keine institutionellen Riegel vor-
schiebt (Gabriel et al. 2002: 222–223). Konsensusdemokratien hingegen berücksichti-
gen stärker die Anliegen von Minderheiten, repräsentieren heterogene Interessenlagen
und führen insgesamt zu „freundlicheren und sanfteren“ Gesellschaften (Lijphart
1999). Diese dritte Qualität von Institutionen führt zu folgender Arbeitshypothese:
Hypothese 3: Je stärker Institutionen konsensuale und machtteilende Aspekte aufweisen,
desto wahrscheinlicher tragen sie zur zwischenmenschlichen Vertrauensent-
wicklung bei: Je weniger ausgeprägt die Machtkonzentration der Exekutive
in einem Land ist, je stärker die Beteiligungschancen für Minderheiten
durch Proporzwahlsysteme gesichert sind, und je ausgeprägter die individuel-
len politischen Rechte sind, desto wahrscheinlicher entwickelt ein Individu-
um generalisiertes Vertrauen.
4. Forschungsdesign, Methode, Variablen und Daten
Im weiteren Verlauf des Beitrages steht die Überprüfung der aufgestellten Hypothesen
im Mittelpunkt des analytischen Interesses. Als abhängige, zu erklärende Größe fun-
giert die individuelle Bereitschaft zu zwischenmenschlichem Vertrauen. Untersuchungs-
einheiten sind 32.559 Individuen in den angesprochenen 35 Ländern. Die Basis dieser
Daten bilden Erhebungen des World Values Surveys zwischen den Jahren 1995 und
1997 (vgl. Inglehart et al. 2000). Zur Erklärung des Phänomens des individuellen
Fremdvertrauens werden neben kontextuellen Eigenschaften auch individuelle Merkma-
le, Einstellungen und Ressourcen in die Analyse einfließen.
Zur Beantwortung der Fragestellung wird die Mehrebenenanalyse als adäquate sta-
tistische Methode gewählt (vgl. Jones 1997). Diese Forschungsmethode überwindet ge-
mäß ihren Befürwortern den in der Sozialforschung immer wieder debattierten Mi-
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8 Solange freilich der Prozess der Entscheidungsfindung von den Akteuren als unparteiisch und
fair eingeschätzt wird, wird auch ein nachteiliges Ergebnis akzeptiert und führt nicht zum Ver-
trauensschwund (Frohlich/Oppenheimer 1992). Hier zeigt sich die Parallele zum Fußballspiel:
Akteure akzeptieren eine sportliche Niederlage umso eher, je fairer und unparteiischer der
Schiedsrichter das Regelwerk ausgelegt hat. Ergebnisse, welche hingegen durch die systemati-
sche Bevorzugung einer Mannschaft durch den parteiischen Schiedsrichter zustande kommen,
werden weniger klaglos akzeptiert.
kro-Makro-Dualismus und wird der Bestimmung von Determinanten individueller
Handlungssituationen weitaus gerechter als reine Mikro- oder Makroanalysen (Hank
2003: 81).9 Mit dieser Methode werden sowohl der Einfluss von kontextuellen wie
auch von individuellen Einflussgrößen simultan und statistisch treffend geschätzt (Si-
monson 2003). Erst durch Modellierung der hierarchischen Struktur der Daten (jede
Messung auf der Individualebene kann eindeutig einer Messung auf der Länderebene
zugeordnet werden) lässt sich die Wirkung individueller und kontextueller Merkmale
bestimmen (Klein 2004; Klein/Pötschke 2004). Einen besonderen Stellenwert erfährt
die Mehrebenenanalyse gerade in der vergleichenden Analyse der Auswirkungen insti-
tutioneller Arrangements auf individuelle Einstellungen von Bürgerinnen und Bürgern.
Der Kontext kann das individuelle Verhalten dabei theoretisch auf verschiedene
Weise beeinflussen (vgl. Books/Prysby 1991; Cox 1969; Orbell 1970). Neben Interak-
tionen mit der sozialen Umgebung, die das Tun und Lassen des Individuums prägen
(Huckfeldt/Sprague 1993), lässt sich individuelles Handeln auch allein auf die Beob-
achtung des Umfeldes und bedeutungsgenerierende Kognitionen zurückführen (Fitton
1973; Marsh 2002). Ferner kann ein bestimmter Anreiz aus dem ökonomischen, sozia-
len und politischen Umfeld das Individuum zu einer bestimmten Handlung stimulie-
ren. Mit der Mehrebenenanalyse werden nun sowohl der Einfluss des Kontextes als
auch gleichzeitig die Wirkung individueller Merkmale und Ressourcen auf individuelle
Handlungen und Einstellungen modelliert. Das Prinzip der Methode beruht dabei auf
der Modellierung der Varianz der Makroebene, sodass gilt:
(1) γij = β0j + β1ijX1ij + εij, wobei
(2) β0j = β0 + µ0j (µ0j stellen die Residuen auf der Makroebene dar)
Mit diesem Vorgehen wird expliziert, dass individuelles Handeln von Land zu Land
unterschiedlich sein kann. Mit anderen Worten: Es wird im Gegensatz zu herkömmli-
chen Methoden nicht unterstellt, dass das Basisvertrauen (Regressionskonstante β0)
und die Wirkung der unabhängigen Variable (β1) in allen Ländern gleich sind, son-
dern dass es sich um veränderliche, von Kontext zu Kontext variierende Größen han-
delt. Mehrebenenmodelle erlauben ferner die Modellierung bestimmter Makroeigen-
schaften (hier insbesondere politische Institutionen), welche die Varianz auf der Ma-
kroebene (hier von Land zu Land) erklären. Zusätzlich können Cross-Level-Interak-
tionseffekte, also Wirkungen von Makrostrukturen auf die Effekte von individuellen
Merkmalen auf die abhängige Variable, kontrolliert werden. Schematisch nimmt ein
solches Zweiebenenmodell folgende Form an:
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9 Weder eine reine Aggregat- noch eine reine Individualdatenanalyse liefern befriedigende Resul-
tate. Setzt man sich bei der ersteren der Gefahr des ökologischen Fehlschlusses (vgl. Alker
1969; Robinson 1950) und der Kritik der Vernachlässigung der originären Datenstruktur
(Huckfeldt/Sprague 1993; Snijders/Bosker 1999) aus, so wird die zweite Untersuchungsanord-
nung den inhärenten hierarchischen Strukturen nicht gerecht (Brown 1991; Ditton 1998; Ja-
dot 2002; Paterson/Goldstein 1992) oder unterschätzt die für Signifikanztests benötigten Stan-
dardfehler (Fehler der Art I; vgl. Goldstein 1987; Hox/Kreft 1994; Rasbash et al. 2002; Teach-
man/Crowder 2002). Zwar modelliert ferner die Aufnahme von dichotomen Kontextvariablen
bei Individualdatenanalysen die hierarchischen Strukturen, die Unterschiede zwischen den
Kontexten können aber nicht erklärt werden (Goldstein 1991, 1998; Steenbergen/Jones 2002).
(3) yij = β0 + β1X1ij + ... + βnXnij + α1W1j + ... + αnWnj + γ1WkjXkij + µ1jXkij + µ0j
yij = + eij
Das generalisierte Vertrauen (y) eines Individuums i im Land j wird durch den Ge-
samtmittelwert (β0), individuelle Eigenschaften (X bzw. deren Schätzer β) und Eigen-
schaften der unterschiedlichen Länder (W bzw. deren Schätzer α) erklärt. Dabei wer-
den neben individuellen Unterschieden (εij) auch kontextabhängige Unterschiede des
Basisvertrauens (µ0j) und des Effekts der unabhängigen Variablen (µ1jX1ij) modelliert.
Mit Hilfe der Mehrebenenanalyse wird also geschätzt, ob und zu welchem Anteil sich
die Varianz des individuellen generalisierten Vertrauens auf Unterschiede zwischen den
Individuen, auf Unterschiede zwischen den Ländern und auf Unterschiede in der Wir-
kung der unabhängigen Variablen zurückführen lässt. Während die Varianz zwischen
den Individuen bzw. zwischen den Kontexten durch individuelle bzw. kontextuelle
Merkmale erklärt wird, wird die Varianz des Effekts der unabhängigen Variable Xkij
mittels Cross-Level-Interaktionseffekten zwischen der k-ten individuellen (Xkij) und der
k-ten kontextuellen Grösse (Wkj bzw. deren Schätzer γ) zu erklären versucht. Da unse-
re zu erklärende Variable eine dichotome Form aufweist, verwenden wir nicht eine
OLS-basierte Mehrebenenmethode, sondern wir transformieren das generalisierte Ver-
trauen in eine Logit-Struktur. Die Schätzmethoden und Interpretationen ähneln frei-
lich den konventionellen Logit-Analysen (vgl. etwa Backhaus et al. 2003). Die Glei-
chung (3) verändert sich wie folgt und πij gibt die Wahrscheinlichkeit an, dass ein In-
dividuum i im Land j generalisiertes Vertrauen aufweist.10
(4) logit(πij) = β1 + β2X2ij + ...+ βnXnij + α1W1j + ...+ αnWnj + γ1WkjXkij + µkjXkij
logit(πij) = + µ0j + εij
Um die Effekte institutioneller Bedingungen zu erfassen, werden Einschätzungen zur
Qualität dieser Rahmenbedingungen auf den Dimensionen Fairness, Universalität und
Machtteilung herangezogen (siehe Tabelle 2). Mit Ausnahme des Vertrauens in die
Rechtsprechung und die Polizei als Größen der Individualebene stellen sowohl die als
unabhängig deklarierte Gerichtsbarkeit als auch eine vergleichsweise ausgewogene Ein-
kommensverteilung, die Beschränkungen der Allmacht der Exekutive, ein Wahlsystem
der proportionalen Repräsentation als zentrales Merkmal konsensualer Herrschaftsfor-
men und der Grad an Demokratisierung (gemessen an der Verfügbarkeit politischer
Rechte) kontextuelle Bedingungen der Makroebene dar.
Die empirisch orientierte Vertrauensforschung führt neben institutionellen Bedin-
gungen eine ganze Reihe potentieller Einflussgrößen der Mikro- und Makroebene ins
Feld (vgl. Freitag 2003a, 2003b; Rothstein/Stolle 2002, 2003; Stolle 2002; Uslaner
2002; Whiteley 1999). Besonders prominente Größen sind neben den Merkmalen so-
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10 Wir verzichten an dieser Stelle auf eine ausführliche Methodendiskussion und verweisen auf
die einschlägige Literatur zu Mehrebenenanalysen generell (Bullen et al. 1994; Ditton 1998;
Goldstein 1987, 1999; Hox 1995; Jones 1997; Jones/Duncan 1996; Snijders/Bosker 1999; Te-
achman/Crowder 2002; kritisch vgl. Rohwer 1998) und zu Mehrebenenanalysen mit Lo-
git-Struktur im Besonderen (Goldstein 1987, 1991, 1999; Guo/Zhao 2000; Hox 1995; Jones
et al. 1992; Snjiders/Bosker 1999). Alle Modelle wurden mit dem Softwareprogramm MLwiN
(Rasbash et al. 2002) mittels Restricted Iterative Generalised Least Squares (RIGLS), second
order PQL (vgl. Goldstein 1995) geschätzt.
zialer Einbindung (Mitgliedschaft in assoziativen Netzwerken, Zivilstand) insbesondere
sozioökonomische Ressourcen (etwa Bildung). In der ersten Perspektive ist Vertrauen
ein kulturell sozialisiertes Phänomen geteilter Wertvorstellungen und moralischer Ver-
haltensmuster (Fukuyama 1997: 25ff.). Als besondere Katalysatoren für die Herausbil-
dung generalisierten Vertrauens und Vermittlungsinstanzen vertrauensfördernder Wert-
vorstellungen gelten soziale Netzwerke, insbesondere Vereine und Vereinigungen. Die
Mitgliedschaft in diesen als eine auf Dauer angelegte soziale Verbindung garantiert die
Entwicklung von Normen reziproken Verhaltens (vgl. Putnam 1993). Im Gegensatz zu
eher informellen sozialen Netzwerken (Freunde, Kollegen etc.) ist der Fortbestand so-
zialer Beziehungen in Vereinigungen durch institutionell vorhandene Sanktionsmög-
lichkeiten gegenüber defektierendem Verhalten Einzelner besser abgesichert (Gabriel et
al. 2002: 39). Vereine bieten damit ein Umfeld, in dem die Akteure eine gemein-
schaftsbezogene Kommunikations-, Kooperations- und Hilfsbereitschaft erfahren und
durch die Kenntnis des jeweils anderen diesem vertrauen lernen (Granovetter 1985:
489; Putnam 1993: 90). Das derart entwickelte Vertrauen kann sich in einer Art Ket-
tenwirkung als generalisiertes Vertrauen auch auf andere, dem Mitglied unbekannte
Personen ausdehnen, wenn deren Vertrauenswürdigkeit aus der erkennbaren Zugehö-
rigkeit zur gleichen sozialen Kategorie (hier Verein) deduziert wird (Putnam 1993;
Stolle 1998). Geteilte und leicht wahrnehmbare Eigenschaften der Vereins- oder Grup-
penmitglieder substituieren auf diese Weise die erfahrungsabhängige Vertrauensregel.11
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11 Eine gewisse Problematik dieser Betrachtungsweise stellt die Selbstselektion der Vereinsmitglie-
der dar. So kommen immer mehr Studien zum Schluss, dass Vertrauen zwar eine wichtige Vor-
aussetzung für die Mitgliedschaft in Freiwilligenorganisationen darstellt, die soziale Einbin-
dung in Vereinen umgekehrt aber weniger mit einer Zunahme des Vertrauens einhergeht
(Bühlmann/Freitag 2004; Freitag 2003a, 2003b, 2004; Newton 2001; Stolle 1998; Uslaner
2002). Darüber hinaus bilden Vereinigungen nicht in gleicher Weise generalisiertes Vertrauen.
Abgrenzende Vereinigungen, die sich auf gesellschaftliche Nischen beschränken und Menschen
zusammenbringen, die einander in einigen wesentlichen Merkmalen (Alter, Geschlecht, soziale
Klasse, Ethnizität usw.) ähnlich sind, wird die Fähigkeit zur Ausbildung generalisierten Ver-
Tabelle 2: Qualitäten von Institutionen und verwendete Variablen
Qualität Indikatoren
Fairness • Vertrauen in die Polizei (WVS 1995/97)
• Vertrauen in das Rechtssystem (WVS 1995/97)
• Unabhängige Judikative (Henisz 2004)
• Grad der Korruption (Kaufmann et al. 1999)
Universalität • Einkommensungleichheit 1990er Jahre
(Gini-Index; Weltbank 2003)
Politische Machtteilung • Machtkonzentration (Regierungspartei mit Mehrheit in erster
und zweiter Kammer; Keefer 2002)
• Proporzsystem (Keefer 2002)
• Demokratisierung (politische Rechte; Freedom House 2003)
Angaben: Für eine ausführliche Beschreibung der Operationalisierung und der Quellen siehe On-
line-Anhang.
Je wohlhabender und je gebildeter ein Individuum ist, desto eher wird es verallge-
meinertes Vertrauen ausbilden. Dies ist die Botschaft der Denkschule sozioökonomi-
scher Ressourcen. Eine höhere Bildung versorgt uns mit einem Mehr an Wissen und
Information, macht uns offener und hilft das Anderssein anderer zu akzeptieren und
ihnen zu vertrauen. Darüber hinaus vertrauen „haves“ mehr als „have nots“, da ersteren
im Vergleich zu letzteren mehr Respekt und Ehrlichkeit entgegengebracht wird. Zudem
können es sich Reiche eher leisten zu vertrauen, da ein Vertrauensbruch weniger kost-
spielig ausfallen wird (Alesina/La Ferrara 2000: 3; Freitag 2003a; Putnam 1995a,
1995b).12 Ausgehend von diesen Zusammenhängen auf individueller Ebene sollten res-
sourcengesättigte Kontexte (z.B. BIP, Analphabetenrate oder Bildungsausgaben) die per-
sönliche Bereitschaft zu zwischenmenschlichem Vertrauen entsprechend beeinflussen.
Weitere prominente Determinanten des zwischenmenschlichen Vertrauens auf der
Individualebene sind bestimmte Grund- und Werthaltungen (kosmopolitische Grund-
haltung, moralische Einstellungsmuster, Lebenszufriedenheit, religiöse Überzeugung)
sowie soziodemographische Merkmale (Alter, Geschlecht) (Freitag 2003a, 2003b). Eine
wesentliche Rolle in der Erklärung der Vertrauensentwicklung wird zudem dem TV-
Konsum zugewiesen (Putnam 1995a, 1995b, 2000). Als weitere einflussreiche kon-
textuelle Einflussgröße wird die ethnische Zusammensetzung einer Gemeinschaft (Del-
hey/Newton 2004) in der Vertrauensliteratur diskutiert. Zusammen mit der Bevölke-
rungsgröße und einer Variable zur regionalen Zugehörigkeit des jeweiligen Individu-
ums gehen der Grad der ethnischen Homogenität wie die anderen außerinstitutionel-
len Faktoren der Mikro- und Makroebene in die Schätzungen ein, um die Robustheit
der hier im Zentrum stehenden politisch-institutionellen Determinanten des Vertrau-
ens zu testen und die Gefahr möglicher Fehlspezifikationen möglichst gering zu halten.
Datenbasis der einzelnen Einflussgrößen bilden sowohl die Umfragen der dritten Welle
des World Values Survey als auch Expertenevaluationen und amtliche Statistiken (siehe
dazu im Detail die Tabelle zu den einzelnen Operationalisierungen im Online-An-
hang).13
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trauens abgesprochen. Im Gegensatz dazu gelten vor allem Brücken bildende Vereinigungen,
die unterschiedliche Menschen zusammenbringen, als besonders geeignet für die Bildung des
Fremdvertrauens (Zmerli 2003).
12 Diese Zusammenhänge werden durch die neutestamentlichen Aussagen des Lukas-Matthäus-
Theorems unterstützt. Vergleiche etwa das Evangelium nach Lukas im Gleichnis vom anver-
trauten Geld (19, 26, Einheitsübersetzung): „Ich sage euch: Wer hat, dem wird gegeben wer-
den; wer aber nicht hat, dem wird auch noch weggenommen, was er hat“ (in ähnlichem Wort-
laut auch Matthäus 25, 29).
13 Da die hier angesprochenen (kontrollierenden) Einflussgrößen nicht im Mittelpunkt des analy-
tischen Interesses stehen, wird nicht zuletzt aus Platzgründen auf eine eingehende theoretische
Fundierung verzichtet. In diesem Zusammenhang sei auf die entsprechende Literatur verwie-
sen. Entsprechende Hypothesenformulierungen der einzelnen Determinanten finden sich im
Online-Anhang (www.vs-verlag.de/pvs unter der Rubrik „Online-Beiträge der PVS“). Die dort
ausgewiesenen Einflussrichtungen der einzelnen unabhängigen Variablen spiegeln die Befunde
der einschlägigen Vertrauensliteratur wider.
5. Empirische Resultate
Im Folgenden werden die theoretisch formulierten Zusammenhänge auf den empiri-
schen Prüfstand gestellt, wobei die Wirkung institutioneller Bedingungen auf die Ver-
trauensentwicklung im Mittelpunkt des analytischen Interesses steht. Der Logik von
Mehrebenenanalysen entsprechend werden schrittweise aufeinander aufbauende Modelle
dargestellt. Um die Varianz der abhängigen Variablen auf individueller und kontextuel-
ler Ebene zu dokumentieren, wird zunächst ein so genanntes Nullmodell geschätzt (Ta-
belle 3, Spalte 2). Mit Hilfe des Nullmodells, bei dem auf den Einbezug unabhängiger
Erklärungsvariablen verzichtet wird, lässt sich der prinzipiell erklärbare Varianzanteil
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Konstante –1.12 (.15) 1.58 (.16) –2.25 (.16)
Soziale Netzwerke
Aktivität in Vereinigungen (Brücken bildend)



































































































Quelle: World Values Survey 1995/97.
Angaben: nicht standardisierte Koeffizienten, Standardfehler in Klammern; fett = mindestens auf
dem Fünf-Prozent-Niveau signifikant. Individualmodell kontrolliert mit Kontextvarianz. Der
Wald-Test ist ein approximativer chi²-basierter Test der Modellgüte.
für die Individual- und die Kontextebene bestimmen. Daran schließt sich eine Schät-
zung der Individualmerkmale an, wobei die potenziellen Kontextunterschiede zwar
kontrolliert, aber nicht durch entsprechende Makrostrukturen modelliert werden (Ta-
belle 3, Spalten 3 und 4). In weiteren Schätzungen werden die Wirkungen der institu-
tionellen Größen, ausgewählter Kontrollgrößen und Cross-Level-Interaktionen analy-
siert (Tabelle 4). Tabelle 3 sind zunächst die Resultate des Nullmodells und der Schät-
zung individueller Einflussgrößen zu entnehmen.14
Mit Blick auf Tabelle 3 und das Nullmodell wird zunächst ersichtlich, dass sich die
Methode der Mehrebenenanalyse für die Untersuchung eignet. Es wird deutlich, dass
sich die Gesamtvarianz (sprich Individual- und Kontextvarianz) des generalisierten Ver-
trauens zu einem großen und signifikanten Teil auf die Unterschiede zwischen den
Ländern zurückführen lässt: Rund 18 Prozent der Gesamtvarianz an generalisiertem
Vertrauen sind Unterschieden zwischen den Ländern geschuldet (0.74/(3.29 + 0.74)).
Ferner zeigen die weiteren Schätzungen, dass die Entwicklung generalisierten Vertrau-
ens sowohl mit der sozialen Einbindung des Individuums als auch mit dessen kogniti-
ven Ressourcen in Beziehung steht: Aktive Vereinsmitglieder weisen mit höherer Wahr-
scheinlichkeit generalisiertes Vertrauen auf als Personen ohne aktives Engagement in
Vereinigungen. Im Gegensatz zu einer weitläufigen Vermutung der Sozialkapitalfor-
schung (Newton 2001; Putnam 2000; Zmerli 2003) spielt die Unterscheidung zwi-
schen Brücken bildenden und abgrenzenden Vereinigungen aber keine Rolle: Mitglie-
der von abgrenzenden Vereinigungen entwickeln ebenso wie Mitglieder Brücken bil-
dender Vereinigungen generalisiertes Vertrauen. Zudem macht ein hoher Bildungsgrad
den Aufbau verallgemeinerten Vertrauens wahrscheinlicher. Neben den individuellen
Ressourcen und der sozialen Integration beeinflussen auch bestimmte Einstellungen
und Werthaltungen die Vertrauensentwicklung. Gemäß den Schätzungen sind bei-
spielsweise Individuen mit einer hohen Lebenszufriedenheit und einer gewissen welt-
läufigen Aufgeschlossenheit weniger vorsichtig im Umgang mit ihren Mitmenschen
und schenken diesen mit größerer Wahrscheinlichkeit ihr Vertrauen. Zusätzlich bestä-
tigt sich der vertrauenshemmende Einfluss des Fernsehkonsums auf die Entwicklung
generalisierten Vertrauens. Mit anderen Worten: Je mehr das Individuum fernsieht,
desto vorsichtiger wird es und desto unwahrscheinlicher entwickelt es ein allgemeines
Vertrauen. Schließlich zeigt sich, dass Frauen mit höherer Wahrscheinlichkeit generali-
siertes Vertrauen aufweisen als Männer. Keine statistisch signifikante Erklärungskraft
zeigen der Zivilstatus, die moralischen Grundhaltungen, die religiöse Bindung und das
Alter in den vorliegenden Modellen. Jedoch bleibt festzuhalten, dass sich durch den
Einbezug der bisherigen Variablen auf individueller Ebene die Passgüte des Modells
stark verbessert. Freilich zeigt sich weiterhin eine Kontextvarianz auf hohem Niveau.15
Wenden wir den Blick auf den Einfluss der institutionellen Bedingungen. In einer
ersten Vorstufe wird die individuell eingeschätzte Wirkung institutionell vermittelter
Werte wie Fairness, Unbestechlichkeit, Unparteilichkeit und Gerechtigkeit ermittelt.
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14 Auf Empfehlung von Inglehart et al. (2000) werden alle Berechnungen auf der Individualebene
mit dem Gewichtungsfaktor durchgeführt.
15 Reine Individualdatenanalysen implizieren, dass die Gesamtvarianz allein durch individuelle
Merkmale erklärt werden kann (Johnston 1987; McAllister 1987; Rohwer 1998). Dies ist in
der vorliegenden Analyse offensichtlich nicht der Fall.
Dies geschieht durch die Auswertung des Einflusses eines individuell ausgeprägten Ver-
trauens in die rechtsstaatlichen Rahmenbedingungen auf das soziale Vertrauen (siehe
Individualmodell 2, Tabelle 3). Es zeigt sich, dass Individuen, die über ein großes Ver-
trauen in die Polizei und in das Rechtssystem ihres Landes verfügen, auch ihren Mit-
menschen gegenüber weniger vorsichtig sind und diesen mit großer Wahrscheinlichkeit
vertrauen. Je höher das Vertrauen in die Polizei und das Rechtssystem ausfällt, desto
wahrscheinlicher wird auch den Mitmenschen vertraut. Mit anderen Worten: Sofern
die Institutionen des Rechtsstaates zentrale Werte wie Fairness, Gerechtigkeit und Un-
bestechlichkeit garantieren, wird die persönliche Unsicherheit im Umgang mit Unbe-
kannten minimiert. Auf diese Weise helfen Institutionen das Vertrauen gegenüber den
Mitmenschen zu entwickeln. Es bleibt freilich vorerst unklar, ob Institutionenvertrauen
zu generalisiertem Vertrauen führt, oder ob umgekehrt nur jene Individuen ihren In-
stitutionen vertrauen, die auch überwiegend allen Menschen vertrauen (Uslaner
2002).16
Einen Ausweg aus dieser Kausalitäts- und Endogenitätsproblematik bietet der Ein-
bezug institutioneller Größen auf der Ebene sozialer Handlungskontexte. Mit Hilfe der
Mehrebenenanalyse kann ferner der Frage nachgegangen werden, ob zwei Individuen
mit der genau gleichen individuellen Ausstattung in unterschiedlichen institutionellen
Kontexten eine unterschiedlich hohe Wahrscheinlichkeit der Vertrauensbildung aufwei-
sen. Zur Beantwortung dieser Fragestellung werden zusätzliche Schätzungen durchge-
führt. Aufgrund der geringen Fallzahl auf der Kontextebene (35 Länder) und der damit
verbundenen Gefahr statistischer Verzerrungen werden in einem ersten Schritt nur die
sieben politisch-institutionellen Größen in das Individualmodell 2 einbezogen (Tabelle
4, Spalte 1: Institutionen). Anschließend werden – wiederum auf der Basis des Indivi-
dualmodells 2 – nur die Kontrollgrößen der Makroebene überprüft (Tabelle 4, Spalte
2: Kontrollgrößen). Die jeweils signifikanten Kontextgrößen werden in einem weiteren
Modell auf ihre Stabilität getestet (Tabelle 4, Spalte 3: nur signifikante Größen).
Schließlich werden in Spalte 4 (Tabelle 4) Cross-Level-Interaktionseffekte analysiert.
Der Vergleich mit Tabelle 3 zeigt zunächst, dass sich mit Einbeziehung der Kon-
textgrößen sowohl die Einflussrichtung als auch die Signifikanz der jeweiligen Bestim-
mungsgründe auf der Mikroebene nicht verändern. Drei institutionelle Größen erwei-
sen sich als einflussreich auf statistisch signifikantem Niveau: Erstens ist für die zwi-
schenmenschliche Vertrauensbildung entscheidend, ob die Judikative in einem Land als
unabhängig gilt. Mit anderen Worten: In Ländern mit einer unabhängigen Gerichts-
barkeit entwickeln die Menschen eher Vertrauen als in Staaten mit einer weniger unab-
hängigen Judikative. Zweitens steigt die Wahrscheinlichkeit, dass ein Individuum in-
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16 Unser Forschungsdesign erlaubt auf der Ebene der Individualdaten im Gegensatz zu Panel-Er-
hebungen streng genommen keine Aussagen über kausale Zusammenhänge. Die bisherigen
Analysen sollen vielmehr verdeutlichen, ob die angesprochenen Merkmale überhaupt mitein-
ander in Beziehung stehen. Sofern aber theoretische Überlegungen keinen eindeutigen Rich-
tungszusammenhang vorgeben, bleibt die Frage nach der kausalen Struktur zwischen Institu-
tionenvertrauen und generalisiertem Vertrauen zunächst offen. So könnte das Ausmaß des zwi-
schenmenschlichen Vertrauens auch den Grad an Institutionenvertrauen bedingen. Immer
dort, wo die Datenlage es erlaubt, wurden die Kontextgrößen angesichts kausalanalytischer Er-
wägungen vor dem Erhebungszeitpunkt der World-Values-Befragung erhoben (für genaue An-
gaben siehe Tabelle im Online-Anhang).
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Konstante –.89 (.72) –3.54 (1.64) –1.63 (.68) –1.54 (.69)
Individualebene
Soziale Netzwerke
Aktiv. in Vereinig. (Brücken bildend)



































































































































































































Dummy Westeuropa – .59 (.41) – –
Interaktionen
Unabh. Judikative × Rechtssystem
Einkommensungl. × Lebenszufriedenh.
Proporzsystem × Vereinig. (Brücken b.)










































Anzahl Fälle (Anzahl Länder)









Quelle: Indivudualebene: World Values Survey 1995/97; für die Kontextebene vgl. die Angaben im
Online-Anhang.
Angaben: nicht standardisierte Koeffizienten, Standardfehler in Klammern; fett = Individualgrößen
mindestens auf dem Fünf-Prozent-Niveau und Kontextgrößen mindestens auf dem Zehn-Pro-
zent-Niveau signifikant. Der Wald-Test ist ein approximativer chi²-basierter Test der Modellgüte.
nerhalb eines Landes soziales Vertrauen entwickelt, wenn die Einkommen in diesem
Land möglichst gleich und ausgewogen verteilt sind, will sagen: wenn mittels einer
wohlfahrtsstaatlichen Politik universalistische Prinzipien verfolgt werden. Drittens
schließlich ist das Proporzsystem der Ausbildung generalisierten Vertrauens förderlich.
Mit anderen Worten: Hochgradig Macht teilende und Minderheiten schützende insti-
tutionelle Bestellungsverfahren, die jedem relevanten Interesse die Chance zur politi-
schen Teilhabe einräumen, und es nicht dauerhaft vom Entscheidungsfindungsprozess
ausschließen, tragen zur individuellen Vertrauensentwicklung bei. Es bleibt festzuhal-
ten, dass diese drei institutionellen Bestimmungsgründe auch nach der Aufnahme der
kontrollierenden Makrofaktoren nichts an ihrer statistisch signifikanten Erklärungskraft
einbüßen.
Hingegen weisen der Korruptionsgrad, die Machtkonzentration der Exekutive und
das Ausmaß an demokratisch-pluralistischen Verfahrensordnungen und -prozessen kei-
nerlei statistisch nachweisbare Wirkung auf die Vertrauensbildung auf.17 Mit Blick auf
die Kontrollgrößen zeigt sich, dass eine Gesellschaft, die über eine ethnisch homogene
Zusammensetzung verfügt, ein fruchtbares Umfeld zur Entwicklung generalisierten
Vertrauens bietet. Dagegen beeinflussen weder die wirtschaftliche Leistungskraft eines
Landes noch die verschiedenen Bildungsindikatoren oder die regionale Zugehörigkeit
zu Westeuropa die Wahrscheinlichkeit der Vertrauensbildung. Freilich verliert auch die
ethnische Homogenität im kombinierten Modell (Spalte 4) ihre statistisch signifikante
Erklärungskraft. Schließlich bleibt festzuhalten, dass die im kombinierten Modell ein-
bezogenen Kontextgrößen die Kontextvarianz im Vergleich zum Nullmodell um im-
merhin 57 Prozent verringern.18
Neben den bislang analysierten direkten Effekten institutioneller Rahmenbedingun-
gen konditionieren Institutionen auch die individuellen Beziehungsmuster zwischen
persönlichen Merkmalen und der Vertrauensbildung. Vor diesem Hintergrund werden
zum Abschluss der Mehrebenenanalyse die additiven Schätzmodelle um Interaktionsef-
fekte ergänzt.19 Aus Gründen der Überschaubarkeit konzentriert sich die folgende Ana-
lyse lediglich auf die drei bislang statistisch signifikanten Institutionen. Bei den Cross-
Level-Interaktionen wird untersucht, ob sich die Effekte der erklärenden Individualva-
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17 Der Befund einer Irrelevanz des Korruptionsgrades scheint zunächst in einem eigenartigen
Spannungsverhältnis zur gleichzeitigen Bedeutung rechtsstaatlicher Institutionen zu stehen. In
hier nicht weiter dokumentierten Analysen kann dem Korruptionsgrad der erwartete Effekt auf
die individuelle Vertrauensbildung indes nachgewiesen werden, sofern die Größen „Unabhän-
gige Judikative“ und „Machtkonzentration“ nicht in die Analyse eingeschlossen werden. Dies
steht im Einklang mit der Sichtweise, dass es sich bei der Korruption um einen Defekt hori-
zontaler Verantwortlichkeiten der Staatsgewalten handelt (vgl. Croissant/Thiery 2000). Kor-
ruption wird dabei umso wahrscheinlicher, je weniger die Überprüfung des Regierungshan-
delns durch horizontale Kontrollinstanzen wie eine unabhängige Gerichtsbarkeit oder Gewal-
tenteilung an sich garantiert wird. Unsere Ergebnisse deuten in diesem Sinne darauf hin, dass
eine unabhängige Rechtssprechung und eine Gewaltenverschränkung (d.h. keine Machtkon-
zentration) das Ausmaß der Korruption bedingen.
18 Im Nullmodell beträgt die Kontextvarianz .74. Die Verringerung auf .32 im Zweiebenenmo-
dell kommt einer Verbesserung um rund 57 Prozent gleich.
19 Während in den vorangegangenen Schätzungen technisch gesprochen die Varianz in den Ach-
senabschnitten analysiert wurde, wird im folgenden Schritt eine Varianz in den Steigungen
modelliert.
riablen abhängig von den Ausprägungen des Kontextes zeigen. Mit anderen Worten:
Ändern sich Richtung und Stärke der erklärenden Individualgrößen von Kontext zu
Kontext, oder zeigen sich die Wirkungszusammenhänge auf der individuellen Ebene
unabhängig von den übergeordneten Rahmenbedingungen? Wir vermuten, dass die
drei signifikanten institutionellen Bedingungen insbesondere die Effekte des Vertrauens
in das Rechtssystem, der Lebenszufriedenheit und der Aktivität in Vereinigungen kon-
ditionieren.20
Aus theoretischer Warte sind dabei folgende konditionalen Effekte zu erwarten: (1)
Im Sinne eines abnehmenden Grenznutzens nimmt die Wirkung des Vertrauens in das
Rechtssystem auf das generalisierte Vertrauen ab, je zuverlässiger die Judikative ihre
Aufgaben erledigt. Mit anderen Worten: In Ländern, in denen die Judikative eher als
unabhängig von politischen Kräften eingestuft wird, ist die Wirkung des Vertrauens ins
Rechtssystem auf das generalisierte Vertrauen geringer. (2) Die Einkommensungleich-
heit sollte die Stärke des Effekts der Lebenszufriedenheit auf das Vertrauen beeinflus-
sen. Eine hohe Lebenszufriedenheit wirkt – wie gezeigt – positiv auf die Ausprägung
generalisierten Vertrauens. Erst in Ländern, in denen wohlfahrtsstaatliche Institutionen
für eine ausgewogene Einkommensverteilung sorgen, entwickelt sich aber aus Lebens-
zufriedenheit auch generalisiertes Vertrauen. In Ländern mit einer hohen Einkommens-
ungleichheit übertragen lebenszufriedene Personen ihre positive Grundhaltung weniger
stark auf die Vertrauensentwicklung. Mit anderen Worten: Je größer die Einkommens-
ungleichheit in einem Land ist (je größer also der Gini-Index ist), desto weniger stark
ist der Effekt der Lebenszufriedenheit auf das Fremdvertrauen. (3) Auf Individualebene
konnte gezeigt werden, dass die Mitgliedschaft in Vereinigungen zu einer höheren
Wahrscheinlichkeit der Ausprägung generalisierten Vertrauens führt. Auf der Kontext-
ebene zeigt das Proporzwahlsystem ebenfalls eine positive Wirkung. Wir stellen die
Hypothese auf, dass die Vereinsaktivität in Ländern mit Proporzwahlsystemen (und
demzufolge größeren politischen Teilhabechancen) mehr Wirkung hinsichtlich der Ver-
trauensschaffung entfalten kann.
Als Grundlage der Schätzungen dient das dritte Modell von Tabelle 4. Dieser Mo-
dellrechung werden die vier Interaktionsterme zwischen den hier als erklärungskräftig
befundenen institutionellen Determinanten und den signifikanten Individualmerkma-
len hinzugefügt. In der letzten Spalte von Tabelle 4 sind die Koeffizienten der Interak-
tionsterme aufgereiht. Mit Blick auf die in Tabelle 4 (letzte Spalte) aufgeführten Inter-
aktionseffekte lassen sich folgende Ergebnisse berichten: (1) Entgegen unserer Vermu-
tung verstärkt eine unabhängige Judikative die Beziehung zwischen dem Vertrauen in
das Rechtssystem und dem zwischenmenschlichen Vertrauen. Zunehmendes Vertrauen
in das Rechtssystem führt in Ländern mit einer unabhängigen Rechtsprechung zu
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20 Neben theoretischen Gründen sprechen auch die empirischen Voraussetzungen für eine nähere
multiplikative Betrachtung dieser ausgewählten Individualmerkmale: Die Effekte des Vertrau-
ens in das Rechtssystem, der Lebenszufriedenheit und der Aktivität in Vereinigungen variieren
von Land zu Land. Bei der Modellierung der einzelnen Effektvarianzen der vier Individualgrö-
ßen auf Basis des Modells „nur signifikante Grössen“ in Tabelle 4 werden die folgenden Stei-
gungsvarianzen/Kovarianzen geschätzt (in Klammern: Standardfehler): Vertrauen ins Rechts-
system: .03 (.01)/–.06 (.03); Lebenszufriedenheit: .03 (.01)/–.03 (.02); Aktivität in Brücken
bildenden Vereinigungen: .08 (.03)/–.04 (.04); Aktivität in abgrenzenden Vereinigungen: .05
(.02)/.03 (.03.).
mehr generalisiertem Vertrauen als in Ländern, in denen die Judikative als eher abhän-
gig eingestuft wird. (2) Die vermutete konditionierende Wirkung der Einkommens-
ungleichheit lässt sich indes empirisch bestätigen: Die positive Wirkung der Lebenszu-
friedenheit auf die Vertrauensentwicklung nimmt ab, je ungleicher die Einkommen in
einem Land verteilt sind. Lebenszufriedenheit wird also in Ländern, in denen institu-
tionelle Vorkehrungen gegen eine unausgewogene Einkommensverteilung getroffen
werden, stärker in generalisiertes Vertrauen umgesetzt. In Ländern hingegen, in denen
die Einkommen sehr ungleich verteilt sind, ist nicht nur das Basisvertrauen geringer,
sondern eine Zunahme an Lebenszufriedenheit führt auch weniger stark zur Vertrau-
ensentwicklung. (3) Ohne empirische Bestätigung bleibt schließlich der Effekt des Pro-
porzsystems auf die Beziehung zwischen Vereinsaktivität und Vertrauensbildung.
6. Schluss
In den letzten Jahren erlebt die Analyse von Vertrauen in den Sozialwissenschaften eine
beeindruckende Renaissance. Daran anschließend wurden im vorliegenden Beitrag die
Bestimmungsgründe der Bildung von Fremdvertrauen untersucht. Neben individuellen
Ursachen standen insbesondere die Wirkungen von politischen Institutionen als kon-
textuelle Rahmenbedingungen der zwischenmenschlichen Vertrauensentwicklung im
Mittelpunkt des analytischen Interesses. Es wurde argumentiert, dass universalistische,
machtteilend-konsensuale und nicht-kooperatives Verhalten sanktionierende Institutio-
nen zum Aufbau zwischenmenschlichen Vertrauens beitragen. Die Untersuchung bringt
diesbezüglich die folgenden Resultate hervor: Politische Institutionen üben einen nicht
zu unterschätzenden Einfluss auf die Bildung generalisierten Vertrauens aus. Dabei er-
höht nicht nur das individuelle Vertrauen in die Fairness des Rechtssystems die Wahr-
scheinlichkeit, dass ein Individuum generalisiertes Vertrauen entwickelt. Zusätzlich
schaffen unparteiisch-unabhängige, universalistische und machtteilende Institutionen
als kontextuelle Rahmenbedingungen individueller Handlungen und Einstellungen ein
glaubwürdiges Umfeld, in welchem zwischenmenschliches Vertrauen wachsen kann.
Dieser Befund schließt an die zentralen Gedanken des akteurszentrierten Institutiona-
lismus an, wonach „institutionelle [...] Regelungen wechselseitige Erwartungssicherheit
begründen und so soziales Handeln über die Grenzen persönlicher Beziehungen hinaus
[...] erst möglich machen“ (Mayntz/Scharpf 1995: 47) und zeugt von einer prinzipiel-
len Übertragbarkeit dieser Sichtweise auf das hier analysierte Forschungsthema der zwi-
schenmenschlichen Vertrauensbildung.
Mit Blick auf die erklärungskräftigsten Kontexte machen Länder, in welchen eine
unabhängige Judikative Recht spricht, sozialstaatliche Umverteilungsregelungen Ein-
kommensdisparitäten ausgleichen und in denen Interessen proportional zu ihrem Ge-
wicht berücksichtigt werden, die zwischenmenschliche Vertrauensbildung der jeweiligen
Bürgerin und des jeweiligen Bürgers wahrscheinlicher. Darüber hinaus konditionieren
die Ausprägungen institutioneller Charakteristika die Prägekraft individueller Einstel-
lungen und Merkmale: Eine unabhängige Judikative verstärkt den positiven Einfluss
des Vertrauens ins Rechtssystem auf die zwischenmenschliche Vertrauensentwicklung.
Eine ausgewogene Einkommensverteilung intensiviert die positive Wirkung der Le-
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benszufriedenheit auf die Bildung generalisierten Vertrauens. Damit offenbart die vor-
liegende Studie einen gangbaren „top-down“-Weg zur Produktion generalisierten Ver-
trauens durch politische Institutionen. Faire, unparteiische, unbestechliche, universalis-
tische und machtteilend-konsensuale Institutionen sollten nach den vorliegenden Re-
sultaten der Entwicklung verallgemeinerten Vertrauens zumindest nicht entgegenste-
hen.
Die vorliegenden Befunde sind als vorläufige Resultate einer empirisch orientierten
Vertrauensforschung aufzufassen. Während die Mehrebenenanalyse wohl als komple-
mentäre statistische Methode zu den bisherigen Auswertungspraktiken angesehen wer-
den darf, werden die Grenzen einer derartig ausgerichteten Forschungskonzeption in
erster Linie durch die Verfügbarkeit und Verlässlichkeit von Daten auf der Mikro- und
Makroebene vorgegeben. Es bedarf hier weitaus punktgenauerer Einschätzungen und
Bewertungen politisch-institutioneller Konfigurationen auf den vorgegebenen Bedeu-
tungsebenen Fairness, Universalität und Inklusion, um den Einfluss politischer Rah-
menbedingungen auf die Vertrauensbildung systematischer auszuloten. Die Untersu-
chung versteht sich in diesem Sinne auch als vorab klärend und als ein erster Schritt
hin zu weiteren Forschungsbemühungen in diesem Bereich. Darüber hinaus ist die Me-
thode der vorliegenden Studie die des makro-quantitativen Vergleichs. Die Entschei-
dung fiel für den Vergleich einer großen Anzahl von Untersuchungseinheiten und ge-
gen eine vergleichende Analyse einer nur kleinen Anzahl der Fälle (oder Fallanalysen
über einzelne Länder), weil somit – offensiv formuliert – Chancen der Generalisierbar-
keit entstehen, oder – defensiv ausgedrückt – das Risiko, nicht verallgemeinerbare
Schlussfolgerungen zu ziehen, minimiert wird. Es bleibt dennoch ein gewisses Restrisi-
ko, da verallgemeinerungsfähige Schlussfolgerungen nur Folge von Untersuchungen ei-
ner tatsächlichen Grundgesamtheit oder einer repräsentativen Stichprobe sein können.
Verbunden mit dieser Forschungsbrille ist zudem die Inkaufnahme einer charakteristi-
schen Blindstelle: Gemeint ist die relativ geringe Beachtung länderspezifischer Eigen-
heiten und Sonderentwicklungen. Wenngleich die hier sieben führenden Vertrauensna-
tionen (Norwegen, Schweden, Finnland, Japan, Deutschland, Taiwan und die Schweiz)
alle drei offen gelegten institutionellen Weichenstellungen der Vertrauensbildung auf-
weisen, vermögen insbesondere beispielsweise die hohen Vertrauensquoten der Ukraine
und Serbien-Montenegros zu überraschen. Diese beiden Untersuchungsfälle können
mit dem vorliegenden Forschungsdesign und den erzielten Ergebnissen nur ungenü-
gend erfasst werden. Hier bedarf es ergänzender und detaillierter Fallstudien, denen die
vorliegende Analyse als Orientierungsrahmen dienen mag.
Schließlich versteht sich die vorliegende Studie als Plädoyer für die stärkere Berück-
sichtigung der Mehrebenenanalyse in der international vergleichenden Sozialforschung
(Klein 2004). Menschen aus verschiedenen Nationen leben unter unterschiedlichen po-
litischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Rahmenbedingungen, die die Einstel-
lungen und Verhaltensweisen der Bürgerinnen und Bürger strukturieren und beeinflus-
sen. Genau diese Wirkungszusammenhänge lassen sich mit Hilfe der hier vorgestellten
Verfahrenstechnik der Mehrebenenanalyse auf der Grundlage vergleichender Umfrage-
daten in angemessener Weise systematisch erfassen und erforschen.
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